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Wahlprüfstein 1, Rummelsburger See 
Unterstützt Ihre Partei die Ziele des Entwicklungsgutachtens V/330/19 und welche 
Konzepte haben Sie für die weitere Entwicklung des Rummelsburger Sees? 

Ja. Ich unterstütze die Ziele des Entwicklungsgutachtens V/330/19 ausdrücklich. Der 
Rummelsburger See soll als Natur- und Erholungsraum für alle Berlinerinnen und Berliner 
erhalten und weiterentwickelt werden. Die Natur muss besonders geschützt werden. Dazu 
gehören der freie Zugang zu Wasser und Ufer – außerhalb der geschützten Biotope –, der 
Schutz der Natur sowie eine geordnete und nachhaltige Nutzung des Sees. Gleichzeitig 
müssen die Uferbereiche weiter renaturiert und die Sanierung des Rummelsburger Sees 
konsequent fortgesetzt werden. Langfristig gehört dazu auch die Sanierung der östlichen 
Bereiche des Sees. Zugleich braucht es einen offiziellen Wasserzugang für den Freizeitsport, 
beispielsweise für Paddlerinnen und Paddler.  

Was schlägt Ihre Partei zur Lösung der Probleme durch Übernutzung vor? 

Die Zahl dauerhaft ankernder Boote muss radikal reduziert werden. Die Übernutzung des Sees 
beeinträchtigt Natur, Erholungsfunktion und die öffentliche Zugänglichkeit. Bereits heute 
bestehen rechtliche Instrumente, um dagegen vorzugehen. Seit 2024 dürfen Boote auf dem 
Rummelsburger See nur noch ankern, wenn sich eine Aufsichtsperson an Bord befindet. Diese 
Regelungen müssen konsequent kontrolliert und durchgesetzt werden. Sollte sich zeigen, dass 
sie nicht ausreichen, muss auch ein weitergehendes Ankerverbot geprüft werden.  

Welche Position nimmt Ihre Partei zum geplanten Wasserflächennutzungskonzept ein 
und unterstützen Sie eine regelbasierte Nutzung? 

Eine regelbasierte Nutzung des Rummelsburger Sees unterstütze ich ausdrücklich. Das 
angesprochene Wasserflächennutzungskonzept liegt mir bisher nicht vor. Deshalb kann ich es 
noch nicht bewerten. Entscheidend ist für mich, dass das Konzept die Ziele des 
Entwicklungsgutachtens V/330/19 umsetzt: Schutz von Natur und Umwelt, öffentliche 
Zugänglichkeit des Sees sowie klare und für alle verbindliche Regeln. Dazu gehört auch, 
unterschiedliche Nutzungen räumlich sinnvoll zu ordnen – beispielsweise für Naturschutz, 
Wassersport, Freizeit und Anlegemöglichkeiten. 



 

 

Wahlprüfstein 2, Geplante Geflüchtetenunterkunft  
Wird sich Ihre Partei für eine unmittelbare und verbindliche Bürgerbeteiligung am 
Bauvorhaben Alt-Stralau 63–67 einsetzen? 

Bei Vorhaben dieser Größenordnung müssen die Anwohnerinnen und Anwohner frühzeitig, 
transparent und verbindlich beteiligt werden. Bürgerbeteiligung darf nicht erst beginnen, wenn 
wesentliche Entscheidungen bereits getroffen sind. Zudem sollte es auf dem Grundstück 
Angebote für die gesamte Nachbarschaft geben. 

Wie sichert Ihre Partei, dass das Nutzungskonzept für das Bestandsgebäude gemeinsam 
mit der Nachbarschaft entwickelt wird – und nicht einseitig von Degewo, LAF oder Bezirk 
vorgegeben wird? 

Der Denkmalschutz für das Bestandsgebäude sollte meines Erachtens aufgegeben werden. 
Ich sehe hier keinen besonderen denkmalpflegerischen Wert. Ohne das Denkmal lässt sich 
aus dem Grundstück mehr für eine kiezgerechte Bebauung und für Freiflächen herausholen. 
Damit bietet sich dann auch eine große Chance, einen echten Mehrwert für den Kiez zu 
schaffen. Deshalb setze ich mich dafür ein, dass Vereine wie das Bürgerforum Stralau und der 
Kulturverein Stralau, die Nachbarschaft, soziale Träger und lokale Initiativen frühzeitig in die 
Entwicklung eines Nutzungskonzepts eingebunden werden. Mein Ziel ist eine kiezverträgliche, 
soziale Nutzung, die sich gut in die Nachbarschaft einfügt und dauerhaft einen Mehrwert für 
alle Stralauerinnen und Stralauer schafft – beispielsweise durch bezahlbare Räume für 
Begegnung, Kultur, Bildung oder ehrenamtliches Engagement.  

Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um die Infrastruktur der Halbinsel 
Stralau (KITA, Schule, ÖPNV, Freiflächen) im Zuge des Neubaus angemessen zu 
verstärken? 

Die Infrastruktur auf Stralau muss mit der Entwicklung des Stadtteils Schritt halten. Dazu 
gehören ausreichende Kita- und Schulplätze, ein leistungsfähiger ÖPNV sowie attraktive Grün- 
und Freiflächen. Neue Wohn- oder soziale Infrastruktur darf nicht entstehen, ohne die 
vorhandene Infrastruktur entsprechend mitzuentwickeln. Dafür werde ich mich weiterhin 
einsetzen. 

Unterstützt Ihre Partei eine langfristige Nachnutzung des Gebäudes als sozialer 
Wohnraum für die Stralauer Bevölkerung – und falls ja, unter welchen konkreten 
Bedingungen? 

Ja. Sollte die Geflüchtetenunterkunft zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr benötigt werden, 
unterstütze ich ausdrücklich eine Nutzung des Standorts mit einem Hauptanteil an 
bezahlbarem und sozialem Wohnraum für alle Schichten. So könnte langfristig ein Ort 



entstehen, der sich gut in die Nachbarschaft einfügt und sowohl dem Wohnraumbedarf als 
auch dem Zusammenhalt auf der Halbinsel Stralau dauerhaft zugutekommt. 

Wahlprüfstein 3, Ampelschaltung am Bahnhof Ostkreuz 
Was ist Ihre Position bzw. die Ihrer Partei? Was werden Sie tun, wenn Sie bzw. Ihre Partei 
in Regierungsverantwortung sind oder nach den Wahlen gelangen werden? 

Die derzeitige Ampelschaltung am Bahnhof Ostkreuz überzeugt mich nicht. Wenn 
Fußgängerinnen und Fußgänger trotz Anforderung regelmäßig bis zu zwei Minuten auf Grün 
warten und deshalb viele – darunter auch Schulkinder – bei Rot die Straße überqueren, erfüllt 
die Anlage ihren Zweck nicht. Sicherheit muss Vorrang haben. 

Ich unterstütze deshalb die Umstellung auf eine echte Bedarfsampel mit einem 
Anforderungstaster, der nach Betätigung zeitnah eine Grünphase auslöst. Ziel muss sein, die 
Wartezeiten für Fußgängerinnen und Fußgänger deutlich zu verkürzen und die Querung sicherer 
zu machen. Ebenso unterstütze ich einen zusätzlichen Anforderungstaster für blinde und 
sehbehinderte Menschen, um die Barrierefreiheit weiter zu verbessern. 

Gemeinsam mit der Senatsverwaltung und der BVG werde ich mich dafür einsetzen, die 
Ampelschaltung entsprechend zu überprüfen und anzupassen. Dabei sollten auch die 
Synchronisierung mit der benachbarten Lichtsignalanlage sowie die Busbevorrechtigung 
daraufhin überprüft werden, ob sie die Sicherheit der Fußgängerinnen und Fußgänger unnötig 
beeinträchtigen.  

Wahlprüfstein 4, Tempo 30 
Welche Position nehmen Sie und Ihre Partei bezüglich Tempo 30 auf der Halbinsel Stralau 
ein? 

Ich begrüße, dass auf Stralau inzwischen werktags zwischen 10 und 18 Uhr Tempo 30 
eingeführt wurde. Das ist ein wichtiger Schritt für mehr Verkehrssicherheit und Lebensqualität. 
Jetzt kommt es darauf an, dass die bestehenden Regelungen konsequent eingehalten und 
durchgesetzt werden. 

Wahlprüfstein 5, Falschparken 
Wird sich Ihre Partei für die Durchsetzung der „Verkehrsberuhigung“ der beiden 
ausgewiesenen verkehrsberuhigten Bereiche einsetzen?  

Die verkehrsberuhigten Bereiche in der Palmkernzeile und am Dora-Benjamin-Park müssen 
ihrem Zweck tatsächlich gerecht werden. Dauerhaftes Falschparken und überhöhte 
Geschwindigkeiten gefährden insbesondere Kinder sowie Fußgängerinnen und Fußgänger. 
Deshalb unterstütze ich regelmäßige Kontrollen und eine bessere bauliche Gestaltung dieser 
Bereiche. 

Wie bewertet Ihre Partei die vorgeschlagenen Maßnahmen zur wirksamen Beruhigung und 
Verhinderung von Falschparken?  



Die Vorschläge des Bürgerforums mit Straßenbäumen, Findlingen oder Pflanzkübeln können 
dort sinnvoll sein, wo sie das Falschparken wirksam verhindern und gleichzeitig die 
Aufenthaltsqualität erhöhen. Aus meiner Sicht sollten dabei – wo immer möglich – dauerhaft in 
den Boden gepflanzte Straßenbäume Vorrang vor mobilen Pflanzkübeln haben. Das verbessert 
den Hitzeschutz, stärkt das Stadtklima und entspricht den Zielen des Berliner 
Klimaanpassungsgesetzes sowie des Berliner Hitzeaktionsplans. Ich werde prüfen, welche 
Verpflichtungen sich daraus für Stralau ergeben und welche Fördermöglichkeiten – etwa aus 
der Städtebauförderung oder anderen Landesprogrammen – für eine klimaangepasste 
Umgestaltung des Straßenraums genutzt werden können. 

Hat Ihre Partei weitere oder andere Maßnahmen geplant, um den beschriebenen 
Missständen zu begegnen? 

Ich kann mir gut vorstellen, beide Straßen durch begrünte Sitzecken und eine qualitätsvolle 
Straßenmöblierung aufzuwerten. Sitzbänke, Begrünung und nachbarschaftlich gestaltete 
Aufenthaltsbereiche fördern Begegnung und Austausch und machen den öffentlichen Raum 
lebenswerter. Verkehrsberuhigte Straßen sollten sicher sein, und zugleich auch Orte werden, 
an denen Menschen gerne zusammenkommen und Nachbarschaft gelebt wird, z.B. nach dem 
Vorbild des Kreuzberger Gräfekiez. 

Wahlprüfstein 6, Baumbestand 
Was ist nach Auffassung Ihrer Partei unbedingt zu tun, um das anspruchsvolle Ziel der 
Wiederherstellung des Straßenbaumbestandes zu erreichen?  

Stralau ist eine der grünen Lungen Friedrichshain-Kreuzbergs. Diesen Charakter möchte ich 
erhalten und weiter stärken. Deshalb setze ich mich für den Erhalt bestehender Bäume, die 
Nachpflanzung gefällter Straßenbäume und zusätzliche Begrünungsmaßnahmen ein. 

Sieht Ihre Partei eine Priorisierung der Pflanzungen entsprechend der Schwerpunkte des 
Umweltgerechtigkeitsatlasses?  

Der Umweltgerechtigkeitsatlas macht deutlich, wie wichtig Stadtgrün für Gesundheit, 
Hitzeschutz und Lebensqualität ist. Auch Quartiere mit einer heute guten Grünversorgung wie 
Stralau müssen diese Qualität langfristig sichern und weiterentwickeln. 

Wenn Ihre Partei sich derzeit in Entscheidungspositionen befindet: Was haben Sie bereits 
in Land bzw. Bezirk zur pünktlichen Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben getan? 

Der Bezirk verfügt bereits über ein beschlossenes Klimaanpassungskonzept. Ich werde mich 
dafür einsetzen, dass dessen Maßnahmen auch auf Stralau konsequent umgesetzt werden. 
Gemeinsam mit dem Bezirksamt und dem Straßen- und Grünflächenamt möchte ich prüfen, 
wo weitere Baumpflanzungen, Entsiegelungen und Begrünungsmaßnahmen möglich sind. 

  



Wahlprüfstein 7. Kynaststraße und Kynastbrücke 
Welche Lösung haben Sie für die Stralauer Buslinien und die Fahrradfahrenden auf 
Kynaststraße und Kynastbrücke? 

Die Situation auf der Kynaststraße/An der Mole und der Kynastbrücke kenne ich gut, leider hat 
sie sich in den vergangenen Jahren nicht verbessert. Die Engstellen, fehlenden 
Querungsmöglichkeiten und Nutzungskonflikte zwischen Kfz-, Bus-, Rad- und Fußverkehr 
müssen entschärft werden. 

Eine grundlegende Verbreiterung der Kynastbrücke halte ich aufgrund der baulichen und 
finanziellen Rahmenbedingungen kurzfristig für kaum realisierbar. Deshalb sollten wir 
zunächst die Maßnahmen umsetzen, die kurzfristig mehr Sicherheit bringen. Dazu gehören aus 
meiner Sicht insbesondere eine sichere Querungsmöglichkeit an der Einmündung „An der 
Mole“ (z.B. durch einen Zebrastreifen), regelmäßige Kontrollen von 
Geschwindigkeitsbegrenzungen und Verkehrsregeln sowie weitere Verbesserungen der 
Radverkehrsführung, am besten im Rahmen eines ganzheitlichen Fahrradkonzeptes. 

Bereits 2021 hat sich die SPD für einen durchgehenden Radweg entlang der Kynaststraße auf 
Höhe 'An der Mole' ausgesprochen. Dieses Ziel halte ich weiterhin für richtig. Ich werde mich 
dafür einsetzen, die Planungen gemeinsam mit den zuständigen Stellen wieder aufzugreifen 
und voranzubringen. 

Der Radweg über die Kynastbrücke sollte offiziell in beide Richtungen befahrbar sein, die 
Ansammlung von E-Rollern auf der Brücke durch eine Parkverbotszone beendet werden. Die 
weiteren Vorschläge des Bürgerforums müssen im Detail geprüft werden, da sie sich nicht 
eindeutig einzelnen Straßenabschnitten zuordnen lassen und ihre verkehrlichen Auswirkungen 
sorgfältig bewertet werden müssen. 

Darüber hinaus braucht der gesamte Bereich rund um das Ostkreuz eine bezirksübergreifende 
Perspektive. Deshalb begrüße ich die Gründung der Ostkreuz-Allianz, auf deren Initiative hin 
die Bezirke Friedrichshain-Kreuzberg, Lichtenberg und Treptow-Köpenick in gleich lautenden 
BVV-Beschlüssen vom Senat einen Gestaltungsprozess zur Entwicklung und Umsetzung eines 
abgestimmten Verkehrskonzeptes für den Großraum Ostkreuz verlangen. Im Rahmen der 
Ostkreuz-Allianz sollte geprüft werden, wie eine durchgängige und sichere Radverkehrsführung 
zwischen Ostkreuz, Kynaststraße/An der Mole und Stralau geschaffen werden kann. 

Wahlprüfstein 8. Wasserspielplatz 
Wer ist aus Sicht Ihrer Partei verantwortlich für diese Verrottung öffentlichen Eigentums?  

Der Zustand des ehemaligen Wasserspielplatzes ist seit mindestens 2017 unbefriedigend. Der 
jahrelange Stillstand zeigt, dass die Abstimmung zwischen den beteiligten Akteuren – 
insbesondere Straßen- und Grünflächenamt, WBM und den beteiligten Gremien – nicht 
funktioniert hat. Hinzu kommen die fortgesetzten Kürzungen des Senats beim Kita- und 



Spielplatzsanierungsprogramm (KSSP). Jetzt braucht es eine gemeinsame Entscheidung über 
die Zukunft der Fläche, statt sie weiter ungenutzt verfallen zu lassen.  

In welcher Weise wird sich Ihre Partei für die Erneuerung des Wasserzugangs und eine 
Wiederherstellung der ursprünglichen Ausstattung einsetzen? 

Nach meiner Einschätzung ist eine Wiederherstellung des ursprünglichen Wasserspielplatzes 
inzwischen wenig realistisch. Deshalb sollten wir nicht länger auf ungewisse Lösungen 
warten, sondern gemeinsam überlegen, wie die Fläche künftig sinnvoll genutzt werden kann. 

Ich werde mich dafür einsetzen, gemeinsam mit dem Bezirksamt und den Anwohnenden ein 
neues Nutzungskonzept für die Fläche zu entwickeln. Denkbar ist eine attraktive 
Neugestaltung als Spiel- und Aufenthaltsbereich, der unterschiedliche Generationen anspricht 
und den Zusammenhalt im Kiez stärkt. Ebenso sollten innovative Freizeitangebote geprüft 
werden, die den Ort wieder zu einem lebendigen Treffpunkt für Familien, Kinder, Jugendliche 
und Erwachsene machen. Entscheidend ist, dass die Fläche endlich wieder einen Mehrwert 
für die Nachbarschaft erhält, statt weiter brachzuliegen. 

Wahlprüfstein 9. Freizeitangebote für Jugendliche 
Welches Konzept für Freizeitangebote und Jugendarbeit haben Sie für Jugendliche auf 
Stralau? 

Jugendarbeit ist für mich ein zentrales Thema. Gerade auf Stralau gibt es für Jugendliche im 
öffentlichen Raum bislang kaum Freizeitangebote. Gleichzeitig erleben wir, dass einzelne 
Flächen – etwa der ehemalige Wasserspielplatz oder der Spielplatz an der Inselspitze –nicht 
mehr die Funktion erfüllen, für die sie einmal gedacht waren.  

Mit dem Jugendclub E-LOK gibt es zwar in der Laskerstraße 6–8 eine engagierte 
Jugendfreizeiteinrichtung. Sie ist die zuständige Jugendfreizeiteinrichtung für den Sozialraum 
VIII, zu dem auch Stralau gehört. Für viele Jugendliche auf Stralau fehlen jedoch wohnortnahe 
Sport- und Aufenthaltsangebote im öffentlichen Raum. Beides ergänzt sich und ersetzt sich 
nicht.  

Ich unterstütze deshalb die Idee, zusätzliche Angebote für Jugendliche auf Stralau zu schaffen. 
Neben der vom Bürgerforum vorgeschlagenen Fläche am Uferweg des Paul-und-Paula-Ufers 
sollte auch der Uferbereich hinter der Jugendbegegnungsstätte Spreeinsel in der Tunnelstraße 
sowie die o.g. ehemaligen Spielplatzflächen daraufhin geprüft werden, ob dort ein attraktiver 
Treffpunkt entstehen kann.  

Dabei sehe ich den Schwerpunkt weniger beim Fußball – dieses Angebot wird durch den 
Fußballverein BSV Victoria 90 Friedrichshain e.V. bereits sehr gut abgedeckt – sondern 
vielmehr bei niedrigschwelligen Freizeit- und Sportangeboten wie Basketball, Streetball, 
Tischtennis oder multifunktionalen Bewegungsflächen.  Mein Ziel ist es, gemeinsam mit dem 
Bezirksamt, den Trägern der Jugendarbeit und den Jugendlichen selbst ein Angebot zu 
entwickeln, das tatsächlich angenommen wird und sich in Zeiten von Sparzwang auch mit 
einem angemessenen Budget umsetzen lässt. 


